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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 08. KW I 2019 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

heute stellt Bundesernährungsministerin Julia Klöckner die Nationale Strategie zur Reduzierung der 

Lebensmittelverschwendung vor. Die Strategie weist auf die Ursachen der Lebensmittelverschwendung 

hin und zeigt auf wie die Verschwendung von Lebensmitteln reduziert werden kann.  

 

Denn: Lebensmittelverschwendung geht uns alle an und jeder kann etwas daran ändern!  Wer 

Lebensmittel wegwirft, verschwendet Nahrung, Geld und Energie. Die Strategie ist ein weiterer 

Meilenstein auf dem Weg gegen die Verschwendung und für die Wertschätzung von Lebensmitteln. 

Erste Erfolge sind bereits sichtbar.  

 

Landeten vor wenigen Jahren noch über 80 Kilogramm Lebensmittel pro Kopf im Mülleimer, sind es 

jetzt 55 Kilogramm. Die Mengen sind kleiner geworden – auch dank der Kampagne "Zu gut für die 

Tonne". Das alles ist gut, aber noch nicht gut genug. Denn es stehen immer noch 11 Millionen Tonnen 

Lebensmittelabfall von Industrie, Handel, Großverbrauchern und Privathaushalten in Deutschland zu 

Buche - und das jährlich. 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Für gute Weltordnung im Gespräch bleiben und zu unseren Werten stehen 

 

Es liegt auf der Hand: Die Welt hat sich in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Mancher-
orts ist ein neuer Geist eingezogen, das haben die Debatten zur Außen- und Sicherheitspolitik in 

den vergangenen Wochen und Monaten gezeigt. Immer häufiger heißt es: Unser Land zuerst, koste 
es, was es wolle. Ein solcher Ansatz führt gerade in der internationalen Politik ins Abseits.  

 

Deutschland ist mit allen seinen Bundesregierungen gut damit gefahren, den Ausgleich und die 
enge Zusammenarbeit mit unseren europäischen und amerikanischen Partnern zu suchen. Gleich-

zeitig haben wir auch eigene Interessen, die wir definieren und realisieren wollen. Gute internatio-
nale Politik ist oft ein mühsamer Prozess, aber dieser Weg ist der richtige. Unsere Bundeskanzlerin 

Angela Merkel hat dies in einer vielbeachteten Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz auf 
den Punkt gebracht. Zur Wahrheit gehört auch, dass wir mehr in die Bundeswehr investieren müs-

sen. Wenn wir gemeinsam mit unseren Partnern in Europa und in der Nato bestehen wollen, müs-
sen wir mehr leisten können. Das ist im Interesse unseres Landes. 

 
In dieser Woche wird der Vermittlungsausschuss zur Änderung des Grundgesetzes tagen. Für die 

Bürger geht es um bedeutsame Themen wie die Digitalisierung der Schulen, den sozialen Woh-
nungsbau und die Verbesserung der Verkehrswege in den Gemeinden. Es geht um Milliarden von 

Euro für diese wichtigen Politikbereiche. Zudem geht es um die Grundfrage, wie der Bund den Län-
dern bei der Erledigung ihrer eigenen Aufgaben finanziell helfen kann. Wir sind zuversichtlich, hier 

zu einer guten Lösung zu kommen. 
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II. Die Woche im Parlament  

 

 

Umsetzungsstrategie der Bundesregierung – Digitalisierung gestalten. Um den digitalen Wan-
del in Deutschland erfolgreich zu gestalten, hat die Bundesregierung im Rahmen einer Umset-

zungsstrategie zur Digitalisierung Schwerpunktvorhaben der einzelnen Ressorts zusammenge-
stellt. Federführend für die konkreten Einzelvorhaben bleiben die jeweiligen Ressorts. Ziel der Vor-

haben ist es, die Lebensqualität für alle Menschen in Deutschland weiter zu steigern und unser 
Land innovativer zu machen. In der Strategie benennt die Bundesregierung fünf Handlungsfelder: 

Digitale Kompetenz, Infrastruktur und Ausstattung, Innovation und digitale Transformation, Ge-

sellschaft im digitalen Wandel und moderner Staat. Das Handlungsfeld „Sicherheit“ ist als Quer-
schnittsthema Bestandteil aller genannten Handlungsfelder und Maßnahmen. Vorhaben im Be-

reich „Digitale Kompetenz“ sind beispielsweise der Digitalpakt Schule und die Nationale Weiterbil-
dungsstrategie sowie im Handlungsfeld „Moderner Staat“ die Einführung von BAföG-Online. Der 

jeweilige Umsetzungsstand ist online unter www.digital-made-in.de einzusehen.  
 

 
 

Kinder- und Jugendhilfe weiterentwickeln – Perspektive der Betroffenen und Beteiligten mit 

einbeziehen. Mit diesem Antrag der Koalitionsfraktionen fordern wir die Bundesregierung auf, 

eine temporäre, unabhängige Anlaufstelle einzurichten. Bei dieser sollen Eltern, Kinder, Jugendli-
che, junge Volljährige, Pflegeeltern und professionelle Akteure vertraulich berichten können, wel-

che Erfahrungen sie mit dem Hilfesystem und den familiengerichtlichen Verfahren gemacht haben. 
Diese Berichte sollen systematisch von Wissenschaftlern analysiert und ausgewertet werden. Die 

Ergebnisse werden veröffentlicht und fließen in einen Gesamtbericht zum Beteiligungsverfahren 
SGB VIII-Reform ein. Des Weiteren wird die Bundesregierung aufgefordert, die Qualitätssicherung 

und Qualitätsentwicklung in den Kinderschutz-Verfahren voranzutreiben und die Forschung in 
dem Bereich auszubauen.  

  
 

 
Gesetz zur Verbesserung der Information über einen Schwangerschaftsabbruch. In 2./3. Lesung 

beschließen wir diesen Gesetzentwurf mit dem Ziel, die Information von Frauen, die einen Schwan-
gerschaftsabbruch in Erwägung ziehen, zu verbessern. Zugleich soll Rechtssicherheit insbesondere 

für Ärzte und Krankenhäuser geschaffen werden. Besonders hervorzuheben ist, dass das Verbot 
der Werbung für den Schwangerschaftsabbruch bestehen bleibt, um den Schutz des ungeborenen 

Lebens zu gewährleisten. Wir konnten durchsetzen, dass das grundsätzliche Verbot der Werbung 

für Schwangerschaftsabbrüche in § 219a StGB erhalten bleibt. 
 

 
 

Rahmenprogramm Gesundheitsforschung der Bundesregierung. Mit dem im November 2018 
beschlossenen Rahmenprogramm stärkt die Bundesregierung die Gesundheitsforschung. Ein Leit-

bild des Programms ist es, die Forschung noch stärker an den Bedürfnissen des Menschen auszu-
richten. Patienten sollen schneller von Innovationen und medizinischem Fortschritt profitieren und 

länger gesund leben können. Das Programm ist auf 10 Jahre angelegt und beinhaltet die strategi-
sche Ausrichtung der Gesundheitsforschung der Bundesregierung. Mit den Maßnahmen werden 

beispielsweise digitale Innovationen in der Gesundheitswirtschaft sowie die personalisierte Medi-
zin unterstützt. Das neue Rahmenprogramm Gesundheitsforschung löst das bislang bestehende 

Rahmenprogramm aus dem Jahr 2010 ab und soll nach ungefähr der Hälfte der Gesamtlaufzeit auf 
Basis der bis dahin erreichten Ergebnisse an die aktuellen Entwicklungen angepasst und entspre-

chend weiterentwickelt werden. 
 

 

 

http://www.digital-made-in.de/
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Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an den folgenden vier NATO-

geführten Einsätzen:  

 Resoluter Support für die Ausbildung, Beratung und Unterstützung der nationalen Vertei-
digungs- und Sicherheitskräfte in Afghanistan, 
 

 Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Hybriden Einsatz der Afrikanischen 
Union und der Vereinten Nationen in Darfur (UNAMID), 
 

 Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Mission der Vereinten Nationen in 
der Republik Südsudan (UNMISS), 
 

 Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen Sicher-
heitsoperation SEA GUARDIAN im Mittelmeer. 

 
 

 

III. Sonstiges 

 

EU-Handelsüberschuss mit den USA 2018 kräftig gestiegen. Der Überschuss der EU im Waren-
handel mit den USA ist im vergangenen Jahr um fast 17 Prozent angestiegen. Wie die EU-Statistik-

behörde Eurostat mitteilte, exportierten die 28 EU-Mitgliedstaaten Waren im Wert von 406,4 Milli-

arden Euro (+8 Prozent) in die größte Volkswirtschaft der Erde, wohingegen sich die Importe aus 
den USA auf insgesamt lediglich 266,7 Milliarden Euro (+ 3,9 Prozent) beliefen. Die Ausfuhr von 

Waren übertraf die Importe somit um rund 140 Milliarden Euro. Allein der deutsche Exportüber-
schuss summierte sich dem Statistischen Bundesamt zufolge im vorigen Jahr auf rund 49 Milliar-

den Euro. (Eurostat) 
 

 

Über 2 Millionen Car-Sharing Nutzer in Deutschland. Recherchen von Statista und dem Magazin 
Technology Review zufolge sind aktuell 2,1 Millionen Menschen in Deutschland bei Car-Sharing 

Diensten angemeldet. Was die Anzahl der Kunden betrifft, sind die Anbieter Car2Go und Dri-
veNow mit rund einer Million bzw. 730.000 angemeldeten Nutzern klar führend. Dass der Markt 

weiteres Wachstumspotential bietet, zeigt das Ergebnis einer Umfrage, der zufolge sich jeder 4. 
Befragte vorstellen kann, in Zukunft ganz aufs eigene Auto zu verzichten und stattdessen Car-Sha-

ring zu benutzen. (Bundesverband CarSharing Statista, Trendmonitor Deutschland) 
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